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Haushaltsdebatte 

»»Deutschland wird unter 
Wert regiert!" 

n der Generaldebatte des 
Ur,destages über den Kanz- 

er"Etat hat die Partei- und 
raktionsvorsitzende  An- 

gela Merkel scharfe Kritik 
an der Politik der rot-grü- 
nen Regierung geübt. 

Beim Bundesfinanzminis- 
stellte die Oppositions- 
er'n eine "grandiose Re- 

alitätsverweigerung" fest: 
Noch im Juni 2002 hätte 

Eichel für das Jahr 2005 eine 
Neuverschuldung von ledig- 
lich 5,5 Milliarden Euro und 
Überschüsse in den sozialen 
Sicherungssystemen voraus- 
gesagt. Jetzt sei die Renten- 
versicherung "am Anschlag" 
und die 

Laurenz Meyer: 

Rot-Grün bringt Deutsch- 

land auf den Hund! 

Seite 8 

Dokumentation 

Rede der Partei- und 

Fraktionsvorsitzenden, 

Angela Merkel, in der 

Haushaltsdebatte im 

Deutschen Bundestag 

Innenteil 
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Pflegeversicherung "völ- 
lig auf den Hund gekom- 
men". Bei der Krankenversi- 
cherung seien - auch durch 
die Mitwirkung der Union - 
die Schulden von früher ein 
Stück getilgt worden. Insge- 
samt aber seien die Staatsfi- 
nanzen von einem ausgegli- 

chenen Haushalt "so weit 
entfernt wie seit Jahrzehn- 
ten nicht". "Das ist ihr Werk, 
Herr Bundeskanzler", klagte 
die Fraktionsvorsitzende. 

Politische 
Führung 

Angela Merkel machte 
deutlich, dass Deutschland 
ungeachtet der zaghaft ein- 
geleiteten Reformschritte 
im europäischen Vergleich 
immer noch ganz hinten 
liege. Anstatt die Schuld im- 

mer auf Sündenböcke zu 
schieben, müsse eine ent- 

schlossene politische Füh- 
rung Wachstumsstrategien 
entwickeln. Ein anziehender 
Export reiche dazu nicht aus, 
unterstrich die Partei- und 
Fraktionsvorsitzende. Viel- 
mehr müsse die Binnenkon- 

junktur angekurbelt werden. 

Immerhin habe der Sach- 
verständigenrat in seinem 
Gutachten festgestellt, dass 
inländische Bestimmungs- 
gründe für die Wachstums- 

schwäche verantwortlich sei- 
en. Deshalb habe die Politik 
aber auch die Chance, Ab- 
hilfe zu schaffen. Deutsch- 

land stehe also erst am An- 
fang seines Reformweges, 

nicht an seinem Ende, be- 
tonte Angela Merkel. 

Gesundheits- 
prämien-Modell 

Die CDU-Chefin hob die 
Weichenstellung von CDU 
und CSU für ein solidari- 
sches Gesundheitsprämien- 

Modell hervor. Vom Bundes- 
kanzler habe sie dagegen 
kein Wort zur Fortentwick- 

lung der Sozialsysteme ge' 
hört. Die von SPD und 
Grünen geplante Bürger- 

zwangsversicherung habe 
der Bundeskanzler noch 
nicht einmal erwähnt, statt 
dessen habe der Kanzlersich 

nur mit den Vorstellungen 
der Opposition auseinan- 

dergesetzt ohne eine eigene 
Alternative anzubieten. Die 
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ebatte aber wäre eine gute 
Ge|egenheit gewesen, die 
Erstellungen der Regie- 
rung darzustellen, meinte 
Merkel. 

Gesundheits- 
prämien-Modell 

In diesem Zusammen- 
hang verwies die Vorsitzen- 
deaufdasMerz-Faltlhauser- 
Steuerreformkonzept. Ge- 
meinsam mit dem Konzept 
ür eine umfassende Ge- 

sundheitsreform ist es ge- 
e'gnet, Deutschland wieder 

^Weinen Wachstumskurs zu 
führen. 

»Unser Land wird nicht 
^'e Bundeskanzler Schröder 
behauptet, schlecht gere- 
et- Unser Land wird unter 

Wert regiert", fasste die 
ral<tionsvorsitzende Ange- 

a Merkel ihre Kritik an der 
, °'itik der Bundesregierung 
ln der Generaldebatte zu- 
sammen. 

Zu   Beginn   der   Haus- 
a|tswoche hatte der send- 
ende Vorsitzende der Bun- 
estagsfraktion,   Friedrich 
erz.  mit  der  rot-grünen 

|rtschafts- und Finanzpo- 
*'kabgerechnet. DieHaus- 

„altsPolitik des Bundes sei 
v°r dem Hintergrund der 
er|erationengerechtigkeit 

D'e Sozialste Politik, die in 
eutschland    jemals    ge- 

^ht wurde". 

Friedrich Merz in der Bundestagsdebatte 

Mit 16.500 Euro Schulden 
komme jedes Kind auf die 
Welt. "Sie hängen den klei- 
nen Kindern schwere Mühl- 
steine um den Hals und be- 
rauben sie ihrer Zukunft", 
sagt Merz. Die fehlerhaf- 
te Reform der Körperschaft- 
steuer habe zu Einnahme- 
ausfällen von 30 Milliarden 
Eurogeführt, beimTabaksei 
die Steuerschraube über- 
dreht worden, so dass statt 

der erhofften Mehrein- 

nahme nun eine Minderein- 
nahme zu verkraften sei, 
und Zuschüsse von 80 Milli- 
arden an die Rentenversi- 
cherung "erdrosseln den 
Bundeshaushalt". 

Außerdem machte der 
Finanzexperte deutlich, dass 
die "ökologisch-soziale Steu- 
erreform" der rot-grünen 
Bundesregierung geschei- 
tert sei. Sie sei weder ökolo- 

gisch noch sozial und mit 
einer Steuerreform habe sie 
erst recht nichts zu tun. Es 
handele sich lediglich um die 
"Verschiebung von Proble- 
men aus dem Rentenhaus- 
halt in den Bundeshaushalt". 
Anstatt der angekündigten 
Beitragssenkung in der ge- 

setzlichen Rentenversiche- 
rung auf 17 Prozent näher- 
ten sich die Beiträge der 

20-Prozent-Marke, sagte 
Merz. Zusätzlich zu den Ein- 
nahmen aus der Ökosteuer 
sei in diesem Jahr ein weite- 
rer Kassenkredit nötig, da- 
mit die Rentenversicherung 
überhaupt zahlungsfähig 

bliebe. 

Die Rede der Vor- 
sitzenden finden Sie 
in der Dokumentation 
im Innenteil. 
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Forsch ungshaushalt 

Rot-grüner Offenbarungseid 
Rot-Grün muss den for- 
schungspolitischen Offen- 
barungseid leisten. Die 
„eindeutige Orientierung 
auf Innovationen und Zu- 
kunftsinvestitionen", die 
der Bundeskanzler am 26. 
Januar 2004 versprochen 
hat, bleibt aus. 

Es herrscht das Prinzip 
„linke Tasche rechte Tasche". 
Von Frau Bulmahn in Aus- 
sicht gestellte Steigerungen 
werden sofort durch Bundes- 
finanzminister Hans Eichel 
wieder einkassiert. In der Re- 
alität gibt es keinen „müden 
Euro" mehr für Bildung und 
Forschung. 

Trotz konstruktiver Vor- 

schläge der Union hatte die 
rot-grüne Koalition auch in 
den Haushaltsberatungen 
nicht die Kraft, das Ruder zu 
Gunsten von Bildung und 
Forschung herumzureißen. 

Entgegen den Kanzleran- 
kündigungen wird der Bil- 
dungs- und Forschungshaus- 
halt nicht aus Eichels Spar- 
bemühungen herausgenom- 

men. Das bedeutet, dass aus 
dem Ansatz 84 Mio. Euro ge- 
kürzt werden. Zusätzlich sind 

Mittel in Höhe von 63 Mio. 
Euro im Zusammenhang mit 
der Eigenheimzulage ge- 
sperrt und damit reine Luft- 
buchungen. 

Katherina Re 

Das Meister- 
BAföGwirdum 15 
Mio. Euro gekürzt, 
obwohl 47 Mio. 
Euroausdem Bun- 
desministerium 
für Wirtschaft und 
Arbeit dafür über- 
wiesen wurden. 

Ein erheblicher 
Teil des insgesamt geringen 

Aufwuchseswirdfürbildungs- 
undforschungsfremde Aufga- 
ben ausgegeben, wie z. B. die 
SanierungdesMinisteriumsin 
Bonn (rund 12,5 Mio. Euro) 
oderden Rückbau kerntechni- 
scher Anlagen sowie die Fi- 
nanzierung von Endlagerauf- 

wendungen (Steigerung von 

77,3 Mio. Euro). 
Dagegen erfahren die in- 

novativen Bereiche der Pro- 
jektförderung, wie die Bio- 

technologie, die Software- 
technik, die Nanotechnolo- 
gie und die Optischen Tech- 
nologien, aber auch die Um- 
welttechnik nur geringe Auf- 
wüchse von 0 bis höchstens 3 
Prozent nominal. Aufgrund 
der zu erbringenden Einspar- 
maßnahmen sind diese no- 
minalen Aufwüchse gar nicht 

vollständig abrufbar. Beson- 
ders bluten soll wieder der 
Hochschulbau, der innerhalb 
von zwei Jahren von 1,1 Mrd. 
Euro auf nun rund 860 Mio. 

Klaus-Peter Willsch 

Euro heruntergefahren wird- 
Die erneute Kürzung erfolgt 
durch die Hintertür, weil die 
63 Mio. Euro Sperre im ZU' 
sammenhang mit der Eigen- 
heimzulage auf diesen Titel 

gelegt wurde. 
Anlässlich der Abschluss- 

beratungen des Haushaltes 

im Deutschen Bundestag hat 
die CDU/CSU-Bundestags- 

fraktion nochmals Ände- 

rungsanträge vorgelegt. Wir 

fordern eine deutliche Auf' 
Stockung der Mittel für die 
Hochschulen, für innovative 

Technologien einschließlich 
der Erhöhung des nationalen 
Weltraumprogramms und die 

Errichtungvon DFG-Innovati' 

onsgruppen zur Stärkung vor1 

Wissenschaft und Forschung 
in den neuen Bundesländern- 

Katherina Reiche ist die 

bildungs- und forschungsp0' 
litische Fraktionssprecher' 

Klaus-Peter Willsch der zu- 
ständige Haushaltsberichte'" 

statter. 
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Zukunftskongress 

„Zeigen, wo es lang geht!" 
^ Schluss waren es rund 
^° Teilnehmer, die der 
n°rdrhein-westfälische 
Landesvorsitzende Jürgen 

I ^üttgers auf dem ersten Zu- 
kunftskongress der CDU 
NRW im früheren Bundes- 
ag in Bonn davon überzeu- 

§er> konnte, dass nur das 
DU-Konzept für eine neue 

Wirtschaftspolitik Nord- 
^ein- Westfalen wieder zu 
e|nem dynamischen Wirt- 

^haftszentrum Deutsch- 
es machen kann. 

Mit dem Zukunftskon- 
Bress 2004 - Benchmark 

NRW setze die CDU NRW ein 
fiteres Signal für diesen 
^ufbruch   und   biete   eine 

lattform für den Dialog zwi- 
schen Wirtschaft, Wissen- 

f.Chaft und Politik, zeigte sich 
J^gen   Rüttgers   zufrieden. 

er Einladung nach Bonn war 
ne   Vielzahl   angesehener 

'Mutanten gefolgt. Vor ei- 
,nerT> interessierten Publikum 
'm alten Bonner Plenarsaal 

'Mutierte der frühere Wirt- 
|Chaftsminister Otto Graf 
^bsdorff   (FDP),   zusam- 

*n mit Christian Messer- 
chrnidt (UPS Transport 

T^H), Harald Müsse (Han- 

s
e'sb|att) und Hartmut 

dauerte (mittelstandspoli- 
*cher Sprecher der CDU/ 

U-Bundestagsfraktion), 

zum Thema „In- 
novation als 

Wirtschaftsmo- 
tor". Unter dem 
Thema „Bildung 
und Kultur - 
Chancen für 
NRW" führten 

eine unterhalt- 
same Diskus- 
sion Karl-Heinz 
Hoffmann (For- 
schungszentrum CAESAR), 
Ulrich Reitz (Chefredakteur 
Rheinische Post), Christoph 
Stölzl (Vizepräsident des Ber- 

liner Senats) und Christa Tho- 
ben (Stellv. Vositzende der 
CDU NRW). 

Alseinerder Hauptredner 
sprach Friedrich Merz Gast- 
geber Jürgen Rüttgers seine 
Unterstützung für die im Mai 
2005 anstehende Landtags- 
wahl aus. „Ab Mai 2005 will 
ich nach den Wahlen in 
Schleswig- Holstein und 
Nordrhein-Westfalen ohne 

Umweg über Hessen in einer 
Strecke durch unionsge- 
führte Länderfahren", sagte 
Merz vor einem applaudie- 
renden Publikum. „Hierfür 
werde ich Jürgen Rüttgers 
und die CDU NRW mit allen 
Kräften im Wahlkampf für 
den Sieg in Nordrhein- West- 
falen unterstützen." Merz 
pflichtete Rüttgers bei und 

betonte vehement, dass die 

CDU NRWwiederzum „indu- 
striellen Kraftzentrum 
Deutschlands und Europas" 
machen müsse. Auch um die 
Zukunft der Energiepolitik 
müsse sich die CDU küm- 
mern. Der Ausstieg aus der 
friedlichen Nutzung der 
Kernenergie werde dazu 
führen, dass Deutschland 
Atomstrom aus Anlagen im- 
portiere, die weniger sicher 
seien als die deutschen. Auch 
auf die Bio- und Gentechnik 
wies Merz hin. Deutschland 
sei hier einmal Spitze gewe- 
sen. Durch die von der Bun- 
desregierung geplante No- 
vellierung des Gentechnik- 
Gesetzes werde der Chemie- 
Standort Deutschland gefähr- 
det und für die grüne Gen- 
technik bedeute das das 
Ende. Gastgeber Jürgen Rütt- 
gers brachte auf den Punkt, 
was in  NRW dringend  an- 
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steht. „Wir werden den Leu- 

ten klar sagen, was sie hinter- 
her von der CDU erwarten 
können", sagte Rüttgers und 
fügte hinzu: „Auch wenn es 
unbequem ist, werden wir 
Opfer verlangen müssen." 
Gleichzeitig betonte der 
CDU-Landeschef,es gehe nur 
mit dieser Offenheit, weil 
durch Rot- Grün zu viel Ver- 
trauen der Menschen in die 
Politik verloren gegangen ist. 
„Wir wollen zeigen, wo es 
lang geht", versicherte Rütt- 
gers. Ganz konkret stellte er 
drei wesentliche Forderun- 
gen, die sich auf einen Rich- 
tungswechsel bei den Ar- 
beitszeiten, ein vereinfach- 
tes Steuerrecht und die Re- 
formierung der Sozialsy- 
steme zur Senkung der Ar- 
beitskosten bezogen. Einer 
der Höhepunkte des Veran- 
staltungstages war die Preis- 
verleihung des vom Bonner 
Künstler Siegfried Firla ge- 
stalteten Innovationspreises 
an den 41-jährigen Vor- 
standsvorsitzenden der Tele- 
kom-Tochter T-Mobile Inter- 
national, Rene Obermann. 
Laudator Lothar Späth, der 
sich beinahe wegen Schnee- 
treibens auf der Autobahn 
von dem kurzfristig bereit- 
stehenden Otto Graf Lambs- 

dorff vertreten lassen mus- 
ste, würdigte Obermann als 
erfolgreichen und kreativen 
Unternehmer der Zukunfts- 
branche Mobilfunk. 

Um die traditio- 
nell guten Kon- 
takte der CDU 
zur katholi- 
schen Kirche 

weiter zu ver- 
tiefen und bes- 
ser zu vernet- 
zen, wurde vor 
kurzem ein neu- 
er Kreis im 
Adenauerhaus 
konstituiert. 

Auf Initiative der Partei- 
vorsitzenden Angela Merkel 
und des Generalsekretärs, 
Laurenz Meyer, trat unter 

der Leitung des Bundestags- 
abgeordneten Hermann 
Kues der Kreis der katholi- 
schen Länderbeauftragten 
der CDU zusammen. 

Jeder Landesverband hat 

einen Vertreter oder Vertre- 
terin benannt, der/die für 
den Aufbau des Netzwerks 
zur katholischen Kirche in 
seinem/ihrem Landesver- 

band zuständig ist. Ganz be- 
wusst handelt es sich hier 
nicht um eineeigene Vereini- 
gung, sondern um ein Netz- 
werk von persönlichen An- 
sprechpartnern, die bereits 
viele Kontakte zur katholi- 
schen Kirche pflegen. Im ge- 

genseitigen Austausch und 
in der Vernetzung können 

die Kontakte wirksamer wer- 
den. Die Partei braucht, so 

der Generalsekretär Meyer, 

Hermann Kues, MdB, Beauf- 
tragter für Kirchen und Religi- 
onsgemeinschaften der 
CDU/CSU Bundestagsfraktion 

„auf allen Ebenen 
Personen, die die 

Scharnierfunk- 
tion      zwischen 

Partei und katho- 
lischer Kirche be- 

wusst  wahrneh- 
men,    die    Ge- 
sprächspartner 
zusammenbrin- 
gen, Nachwuchs 
für die Verbände 

aufbauen und Seismograph 
für Entwicklungen im kirchli- 

chen Bereich" sind. 
Hermann Kues betonte 

bei der Konstituierung, dass 
die Auseinandersetzung mit 
dem „C" und die Bindung mit 
den Kirchen letztlich eine 
Identitätsfrage für die Partei 
sei. Die Kontakte zwischen 
katholischer Kirche und Par- 
tei seien heutzutage indivi- 
dueller und weniger institu- 

tionell geprägt, so dass stär- 
kere Vermittlungsarbeit ge- 
fragt sei. Diese habe sich der 
Kreis auf die Fahnen ge- 
schrieben. Viele Selbstver- 

ständlichkeiten seien verlo- 
ren gegangen, da sich grund- 

sätzlich traditionelle Bin- 
dungskräfte verändert hät- 
ten. Diese Veränderungen 
gilt es realistisch wahrzuneh- 

men und bewusste Formen 
der Kontaktpflege anzuge- 
hen, so der kirchenpolitische 
SprecherderCDU/CSU Bun- 

destagsfraktion. 
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Bildungspolitik 

Klares Bekenntnis zur Muttersprache! 
U'DM/n 7. Dezember soll die 
"eue PISA-Studie vorgestellt 
Werden. Vorab wurde be- 
kannt, dass vor allem Kinder 
Und Jugendliche mit Migrati- 
0r>shintergrund schlecht ab- 
schneiden. Hat Sie dieses Er- 
gebnis überrascht? 

Karin Wolff: Nein, das hat 
^'ch überhaupt nicht über- 
rascht. Das haben wir schon 
bei der ersten PISA-Studie 
gesehen. Etwas überrascht 
nat mich dagegen die Integ- 

rationspolitik. Das ist kein 
§uter Stil, einzelne Informa- 
tionen herauszugeben, be- 
v°r die Ergebnisse der Kul- 
tusministerkonferenz und 
den verantwortlichen Minis- 
terien vorliegen. Was wir 

hauchen, ist ein klares Be- 
kenntnis zur Unterrichts- 
sprache Deutsch. Auch das 
lst eine Voraussetzung, da- 

^'t wir bei PISA in die Spit- 
2engruppe   vorstoßen.   Bei 

ests in hessischen Kinder- 

garten hat sich gezeigt, dass 
20 Prozent der Vierjährigen 
mit deutschen Eltern eine 

. ntwicklungsverzögerung 
111 Spracherwerb aufweisen, 
ei den Zuwandererkindern 

s°gar mehr als die Hälfte. 

^'D: Wie haben Sie Hessen 
voraufreagiert? 

Kar'n Wolff: Ich will, dass 

alle Kinder vom ersten Schul- 
tag an mitreden können. In 
Hessen haben wir nach PISA I 
gehandelt. Als erstes Bun- 
desland haben wir seit dem 
Frühjahr 2002 deutsche 
Sprachkenntnisse schon vor 
dem ersten Schultag zur 

Pflicht gemacht. Seither 
werden bei der Anmeldung 
für die Grundschule die 

Deutschkenntnisse der Kin- 
der geprüft. Wer den Test 
nicht besteht, kann kosten- 
lose schulische Vorlaufkurse 
belegen. 

U i D: Ist dieser Weg erfolgreich? 

Karin Wolff: Die ersten Zwi- 
schenergebnisse sind übri- 
gens sehr positiv. Schon 
16.000 Kinder nahmen für je- 
weils neun Monate teil und 
konnten fast alle eingeschult 
werden. Berlin wollte unser 
erfolgreiches Programm 

übernehmen. Herausgekom- 
men ist jedoch eine verwäs- 

serte Version, was ich mit 

Blick auf die schlechteren 
Chancen der Kinder persön- 

lich sehr bedauere. 

UiD: Die PISA-Studiemisstdie 
Fähigkeiten der 15-jährigen. 
Sollte Bildungspolitik nicht 
viel früher ansetzen? 

Karin Wolff: Selbstverständ- 
lich. Bildung beginnt auch 
nicht erst nicht erst mit der 

Karin Wolff 

Einschulung. Die Ergebnisse 
dermodernen Hirnforschung 
zeigen, dass Kinder sehr viel 
früher und zugleich besser 
lernen als lange Zeit ange- 
nommen wurde. Es ist sogar 
so, dass sich viele Zeitfenster 
in frühen Jahren unwieder- 
bringlich schließen. Wenn 
das verpasst wird, muss man 
später aufwändig ausglei- 

chen, was früher spielerisch 
möglich gewesen wäre. Kin- 

dergarten und Grundschule 
sind nicht zwei Welten, son- 
dern zwei Seiten einer Me- 
daille. Deshalb ist Bildung in 
frühen Jahren so wichtig. 
Aber wir müssen das Ver- 
ständnis dafür noch stärken. 

Gemeinsam mit Bayern 
entwickelnwirin Hessender- 
zeit den bundesweit ersten 
Bildungsplan für Kinder bis 

zehnjahren.dersichnichtauf 
einen Altersabschnitt wie 
beispielsweise  den   Kinder- 
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garten beschränkt. Ein wich- 
tiger Bestandteil ist auch hier 
die Sprachförderung. Das ist 
nachhaltige bildungspoliti- 
sche Grundlagenarbeit, die 
sich nichtsofort messen lässt. 

UiD: Sind die Aussagen der 
P'ISA-Studie überhaupt zuver- 
lässig? Der Präsident des 
Deutschen Lehrerverbandes, 
der immerhin 150.000 Lehrer 
vertritt, zweifelt beispiels- 
weise an der Aussagekraft von 

OECD-Daten. 

Karin Wolff: Josef Kraus be- 
zieht sich auf die Studie „Bil- 

Zum ifo-Geschäftsklima- 
index November erklärte 
der CDU-Generalsekre- 
tär: „Deutschland düm- 
pelt unter Rot-Grün wei- 
ter vor sich hin." 

Bevornurein Hauch von 
wirtschaftlicher Erholung 
einsetzt, verdüstern sich 
die Aussichten schon wie- 
der. Von einem Anziehen 
der Binnennachfrage ist 
nichts zu spüren. Kein 
Wunder, denn Menschen, 
die arbeitslos sind oder um 
ihren Job fürchten, halten 
ihr Geld zusammen; Be- 
triebe mit Existenzangst in- 

vestieren nicht. 
Anstatt wirkliche Refor- 

men bei Steuern, Arbeits- 

markt und bei den sozialen 
Sicherungssystemen anzu- 

dung auf einen Blick". Er hat 
natürlich Recht, wenn er sagt, 
dass da zwei bis drei Jahre alte 
Daten benutztwerden. Ich will 
aber darauf hinweisen, dass in 
nur eineinhalb Jahren seit der 
letzten PISA-Studie signifi- 
kante Veränderungen einem 
so komplexen System wie der 
Schule überhaupt nicht fest- 
stellbar sind. Zum Zeitpunkt 
derTestsfürPISAII haben die 
eingeleiteten Reformen noch 
gar nicht gegriffen. Jetzt ent- 
steht natürlich bei einigen 
Menschen der Eindruck, 
Deutschland hole nicht auf. 

gehen, setzt der Kanzler 
auf wirtschaftspolitisches 
Nichtstun. Wie das Kanin- 
chen vor der Schlange sitzt 
diese Regierung vor einem 
Berg wirtschaftlicher Pro- 

bleme. 
Anstatt Millionen von 

Euro für eine gute Laune- 
Kampagne zur Verfügung 
zu stellen, sollte die Regie- 
rung in Bildung investie- 
ren. Nur wer eine gute Aus- 
bildung besitzt, hat bes- 
sere Einstellungschancen 
und braucht keine teure 
Optimismusshow. Die 
Menschen haben Besseres 

verdient als eine Regie- 
rung, die den Kopf in den 
Sand steckt und nur noch 
auf das Prinzip Hoffnung 

setzt. 

Es sind aber weniger die 
Daten als vielmehr manche 

Kurzschlüsse, die ich kriti- 

siere. 

UiD: Was muss sich also än- 
dern? 

Karin Wolff: Die Einzelaus- 
wertung der PISA-Studie 
nach Bundesländern ausdem 

Jahre 2002 hat ergeben, dass 
ein begabungsgerechtes, ge- 

gliedertes Schulsystem der 
leistungsfeindlichen SPD- 
Bildungspolitik und ihrer 
Tendenz zur Einheitsschule 

überlegen ist. Das wird leider 
nur sehr zögerlich zur Kennt- 
nis genommen. Der nächste 

Bundesländervergleich wird 
erst im September 2005 vor- 
liegen. Bis dahin wird wahr- 
scheinlich viel lieber über 
Strukturen debattiert, deren 

Veränderung gar nicht auf 
derTagesordnung stehen. 

Deshalb sage ich: Wir 
müssen uns wieder auf das 
Wesentliche konzentrieren- 

Wir müssen mehr vom Kino 
her denken. Auch bei der Dis- 
kussion um die Ganztags- 

schule. Wir brauchen ein 
neues Qualitätsverständnis 
in der Bildungspolitik und ei- 

nen Blick für die Bedürfnisse 

der Kinder. 
Karin Wolff ist Kultusmi- 

nisterin des Landes Hessen 

und Vorsitzende des Bun- 
desfachausschusses Bildung 
und Weiterbildung der CDU 

Deutschlands. 
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Antrag gegen 
Politischen Islamis- 

mus zustimmen! 

"klärung zur Einbringung 
des Unionsantrages „Politi- 
schen Islamismus bekämp- 
fen- verfassungstreue Mus- 
•ime unterstützen" in den 
Bundestag: 

Der Antrag „Politischen 
ls|amismus bekämpfen - 
Verfassungstreue Muslime 
Unterstützen" ist von der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion einstimmig beschlossen 
w°rden. Es wäre ein wichti- 
§es Zeichen an die Bevölke- 
rung in Deutschland, die 
durch auch in Deutschland 

spürbare islamistische Strö- 
mungen und extremistische 
Aktivitäten verängstigt und 
verunsichert ist, wenn sich 
alle im Bundestag vertrete- 
nen Fraktionen der Unions- 
initiative anschließen wür- 
den. Der Antrag ist das Er- 
gebnis einer sehr differen- 
zierten, langen und intensi- 
ven Befassung der Innenpo- 
litiker der Fraktion mit die- 

sem Thema. Er gibt das wie- 
der, was sich in der Diskus- 
sion - von einigen unverbes- 
serlichen Grünen abgesehen 
- zunehmend als Gemein- 
samkeit abzeichnet: Wer als 
Zuwanderer kommt und 
bleiben will, der muss bereit 
sein,sich hierzu integrieren. 

Hartmut Koschyk 

Das beginnt mit der deut- 
schen Sprache, endet aber 
nicht mit ihr. Es gibt einen 
Kanon von Überzeugungen 

und Werten, die Deutsch- 
land als freiheitliches, demo- 
kratisches und rechtsstaat- 
liches Gemeinwesen definie- 

„FREIHEIT LÄSST SICH NICHT STOPPEN!' 

Ansprache der Bundes- 
tagsabgeordneten Claudia 
Nolte vor den Demon- 
stranten    in    Kiew    am 
24.11.2004 

Meine sehr geehrten Da- 
m«n und Herren, 

Ich bin hier als Abgeord- 
nete und Mitglied der CDU 
Deutschlands. Ich möchte 
die Grüße und die Unter- 
stützung von unserer Partei- 
v°rsitzenden Angela Merkel 
und des Präsidenten der Eu- 

J°Päischen Volkspartei Wil- 
ried Martens überbringen. 

Es ist für mich bewegend, 
'^r bei Ihnen zu sein und ich 

möchte damit die Sympa- 

thie des Deutschen Bundes- 
tages für Ihr Anliegen zum 
Ausdruck bringen. 

Ich habe selbst solcheine 
Situation erfahren. Wie die 
Vorsitzende der CDU, Frau 
Dr. Merkel, bin ich aus der 
ehemaligen DDR. Auch dort 
haben wir Wahlfälschungen 

erlebt. 
Mit vielen Tausenden 

Menschen bin ich vor 15 Jah- 
ren in der ehemaligen DDR 
auf die Straße gegangen. 
Vor allem zwei Botschaften 
haben uns getragen: „Wir 
sind das Volk" und „keine 
Gewalt". Das war die friedli- 
che Revolution in der DDR, 

die schließlich die Machtha- 
ber stürzte. 

Hier bei Ihnen erlebe ich 

die gleiche Entschlossen- 
heit: Sie wollen keine Wahl- 

fälschung akzeptieren. Sie 
wollen keine Gewalt. 

Ich fordere die Machtha- 
ber hier auf: hören Sie auf 
das Volk; wenden Sie keine 
Gewalt an. Wahlfälscher 
können sich nicht halten, 
das hat die Geschichte ge- 
zeigt. Die Freiheit lässt sich 
nicht stoppen. 

Gott schützte die 
Ukraine, Gott segne Juscht- 

schenko und das ukrainische 
Volk. 
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ren, das auf dem christli- 
chen Wertefundament be- 

ruht. Das beinhaltet auch die 
volle Akzeptanz der Gleich- 
berechtigung von Mann und 
Frau, das staatliche Gewalt- 
monopol und die Trennung 
von Staat und Kirche. Die Zu- 
wanderer, die auf Dauer blei- 
ben wollen, sollen ihr Her- 
kommen nicht verleugnen 
und ihre kulturellen Wurzeln 
nicht kappen müssen. Sie 
können aber ihr Heimatland 
und dessen kulturelle Iden- 
tität und Wertvorstellungen 
nicht nach Deutschland im- 
portieren und hier Parallel- 

gesellschaften aufbauen. 
Denn dann wird aus einem 
Nebeneinander schnell ein 
Gegeneinander. Dies zeigen 
die Vorgänge in den Nieder- 

landen. 
Die deutsche Verfassung 

muss in ihrem umfassenden 
Bedeutungsgehalt auch von 
den in Deutschland leben- 
den Muslimen vollständig 
und uneingeschränkt ak- 
zeptiert werden. Die Ent- 
faltungsmöglichkeiten, die 

der religiöse Pluralismus 
den Muslimen in unserem 
Land einräumt, enden dort, 

wo deren Wirken die An- 
forderungen unserer frei- 
heitlich-demokratischen 

Grundordnung nicht mehr 

erfüllt. 
Hartmut Koschyk ist in- 

nenpolitischer Fraktionsspre- 

cher. 

Islamische Religion 
auch in Deutschland 

respektiert 

Stellungnahme zu dem Vor- 
wurf sderU nionsantrag„Po- 

litischen Islamismus be- 
kämpfen" würde die Inte- 
grationspolitik parteipoli- 
tisch instrumentalisieren: 

Die Vorwürfe gegenüber 
dem Unionsantrag „Politi- 
schen Islamismus bekämp- 
fen - verfassungstreue Mus- 
lime unterstützen", weise 
ich entschieden zurück. Die 
Union setzt sich für eine In- 
tegrationspolitik ein, die Pa- 
rallelgesellschaften entge- 
genwirkt. Wir differenzieren 
deutlich zwischen Anhän- 
gern des „politischen Isla- 
mismus" und der Mehrheit 
der muslimischen Bevölke- 
rungin Deutschland, diesich 
zu einem Islam bekennt, der 
im Einklang mit unserem 
Grundgesetz steht. 

Auf dem Weg zur Ausprä- 
gung eines „Euro-Islam" der 
hier lebenden Muslime un- 
terstützt die Union die mus- 
limische Mehrheitin Deutsch- 
land. Sprach- und Kultur- 
kenntnisse sowie das Be- 
kenntnis zu unserem Grund- 

gesetz haben Schlüsselbe- 
deutung für eine gelingende 
Integration. Darüber sind 
sich inzwischen alle Parteien 
einig, das war leider nicht im- 

mer so. 

Hermann Kues 

DassderlslamalsReligion 

anerkannt wird, zeigt sich in 
unserem Antrag. Wir setzen 
uns seit Jahren für islami' 
sehen Religionsunterricht 

für muslimische Schülerin- 
nen und Schüler an deut- 
schen Schulen ein und haben 

dies erneut bekräftigt. Dass 
der Unterricht in deutscher 

Sprache abgehalten wird und 
langfristig durch in Deutsch- 
land ausgebildete Lehrer er- 

folgen soll, ist berechtigt und 
dokumentiert, dass die mus- 
limische Minderheit ir1 

Deutschland willkommen ist- 

Die Integration des islam"' 
sehen Religionsunterrichtes 

in das deutsche Schulsystem 

zeigt, dass wir den Islam a'5 

Religion respektieren. 
Ich begrüße die Einrich- 

tung von islamisch-theolog1' 

sehen Lehrstühlen an deut' 
sehen Universitäten aus- 
drücklich, denn nur so kan"1 

sichergestellt werden, das5 

die Religionslehrerausbi!' 

dung auf wissenschaftücn' 

38|04 



Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

pädagogischen und Niveau 
gewährleistet ist. 

Wie auch die katholischen 
deutschen Bischöfe bei ih- 
rer letzten Vollversammlung 

vorgeschlagen haben, fordert 
die Union in ihrem Antrag die 
Muslime auf, sich repräsenta- 
tiv zu organisieren, um dauer- 
haft verlässliche Ansprech- 

Partner zu haben, die auf dem 
°°den unserer Verfassungs- 
Pfinzipien stehen. 

Hermann Kues ist der 
Fraktionsbeauftragte für Kir- 

nen und Religionsgemein- 
Schaften. 

Weniger Bürokratie 
für mehr Arbeit 

D'eCDU/CSU-Bundestags- 
'raktion hat einen weiteren 
vorstoßzum Bürokratieab- 
bau vorgenommen. 

Um bessere Rahmenbe- 
dingungen für Arbeit in 
Deutschland zu erzeugen, 
f°rdert die Unionsfraktion in 
sofortiger Umsetzung ein- 
2e|ne ausgewählte Notmaß- 
l^ahmen zum Bürokratieab- 
bau. Dadurch allein wäre be- 
eitsviel gewonnen. Deutsch- 
and muss wieder wettbe- 

Werbsfähiger werden. 

EsgehtumfolgendeMaß- 
nahmen: Doppel- und Mehr- 
achbetriebsprüfungen sind 

ab2uschaffen. Stattdessen 
So||derGesetzgeberdiePrüf- 

Uständigkeiten in den ein- 

Michael Fuchs 

zelnen Gesetzen 
auf eine amtliche 
Stelle übertragen 
oder aber die je- 
weils zuständige 
Stelle verpflich- 
ten, ihre Prüfun- 
gen mit den je- 
weils anderen 
Stellen zu koordi- 
nieren. Denn Doppelprü- 
fungen hemmen Unterneh- 
mer durch Kosten, Ärger und 

personellen Mehraufwand. 
Mitarbeiter werden für un- 
ternehmensfremde Aufga- 
ben gebunden. Diese Praxis 
muss sofort aufhören. 

Statistiken hat in Zukunft 
derjenige zu zahlen, der sie 

auch bestellt. Dahinter steht 
die Forderung, Ausweitungen 
von Statistikanforderungen 
zu Lasten des jeweils feder- 
führenden Ressorts gehen zu 
lassen. Dieses Prinzip der 
Ressortdeckung wird bereits 
in Bayern seit diesem Jahr er- 
probt. Keine Ausbildungs- 

platzabgabe.dasVerkehrswe- 
geplanungsbeschleunigungs- 
gesetz als bundeseinheitli- 
ches Recht sowie die kritische 
Überprüfung aller Verbands- 

klagerechte sollen ebenfalls 
den Kahlschlag beim Büro- 
kratieabbau bewirken. 

Die Forderungen zur Ar- 
beitsmarktderegulierung be- 
zwecken den Abbau der läh- 
menden Regelungsdichteauf 
dem deutschen Arbeits- 
markt. Mittlerweile ist hier 

Hartmut Koschyk 

von .Markt' keine Rede mehr. 
Daher sind Schwellenwerte 
zu vereinfachen, alle Arbeits- 
gesetze in einem Gesetzbuch 
zusammenzufassen, Auszu- 
bildende aus der Schwellen- 
wertberechnung herauszu- 
nehmen, arbeitsschutzrecht- 
liche Einzelregelungen zu 
durchforsten sowie das Kün- 
digungsschutzgesetz erst ab 
einer Betriebsgröße von 
mehr als 20 Mitarbeitern gel- 
ten zu lassen. Seitdem im No- 
vember 2002 angekündigten 
Masterplan hatdie Bundesre- 
gierung außer wenigen Mar- 
ginalien noch kein grundle- 
gendes Gesetz umgesetzt, 
um ernsthaft die Bürokratie- 
fessel zu durchschlagen. 

Jetzt fordert die Union die 
Bundesregierung auf, die vor- 
gelegten Vorschläge ernst- 
haft und kooperativ umzuset- 
zen. Statt ständiger Ankündi- 
gungen müssen endlich Ta- 
ten folgen 

Michael Fuchs ist der Vor- 
sitzende der Fraktions-AG 
„Bürokratieabbau", Hartmut 
Koschyk der innenpolitische 
Fraktionssprecher. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Sie sind auf der Suche nach einem besonderen Geschenk? 
Wir haben für Sie genau das Richtige. 

KALENDER   2005 
POLITISCHE PLAKATE AUS 6 JAHRZEHNTEN CDU 

üeüticnland MM Jg* 

60 JAHRE CDU 3 CDU 

Der neue Kalender der CDU 
Das ideale Weihnachtsgeschenk oder ein Dankeschön 
für CDU-Mitglieder, Wahlkampfhelfer, Freunde und 
Partner der Partei. Dieser repräsentative Wandkalender 
ist in hochwertiger Bilderdruckqualität gedruckt und 
mit Hochglanzlack veredelt. Auf 24 Seiten werden 
Wahlplakate aus 6 Jahrzehnten CDU präsentiert. 
Jeder Monat besteht aus 2 Plakatmotivseiten. Alle 
Plakatbilder sind im Format DIN A3. 
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9,90 € 

60 Jahre CDU 
mit 24 Plakatmotiven 

Kalender 
Hochglanzbilderdruck 
im Superformat 

49 x 65 cm 

jeder Monat mit 
2 Plakatmotivseiten 

Bestell-Nr. 9183 
Preis je Kalender: 8,53 Euro 
inkl. MwSt.: 9,90 Euro 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
8ertelsmann-Versandzentrum 
0stfach 1162,33759 Versmold 

Telefax 052 41-8 0418 92 
e-mail: 

cdu-shop@bertelsmann.de 

6te 
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Alle Materialien zur Mitgliederwerbeaktion 
Weitere Tipps und Infos finden Sie unter www.cdunet.de 

Broschüre „Wir müssen mehr für 
Deutschland tun." 
Angela Merkel 

Bestell-Nummer: 5942 
Preis je 100 Stück: 20,00 € 
inkl. MwSt.: 21,40 € 

Kämpfen« Mlt£lledon*crt>ung 

CDU 

Leitfaden „Kampagne Mitgliederwerbung' 

Bestell-Nummer: 4019 
Preis je 25 Stück: 14,50 € 
inkl. MwSt: 15.52 € 

»=sr ««. 

§gisiS.scss55= 

Aufnahmeantrag 
Kurzfassung 

Bestell-Nummer: 6080 
Preis je 200 Stück: kostenlos 
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Aufnahmeantrag 
mit abtrennbarem Abfragebogen für Zusatzangaben 

Bestell-Nummer:6719 
Preis je 200 Stück: kostenlos 

Leporello „Willkommen in der CDU" 

Bestell-Nummer: 5932 
Preis je 100 Stück: 16,50 € 

inkl. MwSt: 17,66 € 

Broschüre „Viel bewegen Mitglied werden." 
Mitgliederwerbebroschüre der CDU Deutschlands 

Bestell-Nummer: 5076 
Preis je 50 Stück: 18,50 € 

inkl. MwSt.: 19,80 € 

EsTELLANSCHRIFT 

g  arvato logistics services 
p  ^smann-Versandzentrum 

SJfach 1162,33759 Versmold 
'e|efax05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 
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UBG 
Postfach 1190 
53348 Rheinbach 
PVSt, DPAG 
Entgelt bezahlt. 

Für Ihre Mitglieder-Werbekampagne 
können Sie bei der UBG das entsprechende 
Mitglieder-Werbeplakat bestellen. 

Per Telefax unter 02226/802-333 oder per 
E-Mail: bestellungen@ubg-medienzentrum.de 

Mitglieder-Werbeplakat für Ihre 
Mitglieder-Kampagne 
„Viel bewegen Mitglied werden' 

DIN A2, quer 
Preis je 10 Stück: 8,00 € 
inkl. MwSt. und Versand 
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